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Öffentliche Bekanntmachung
______________________________________________________________________

Bezirksregierung Köln      Köln, den 01.12.2023
Dezernat 33       Zeughausstr. 2 – 10
-Ländliche Entwicklung, Bodenordnung-    50667 Köln
        Tel.: 0221/147-2033
Flurbereinigung Mittlere Sieg II
Az. 33.44 - 5 17 02 - 

Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung

Im Flurbereinigungsverfahren Mittlere Sieg II werden hiermit gemäß § 32 des Flurbereinigungsge-
setzes (FlurbG) in der Fassung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794), die Ergebnisse der Wertermittlung für die dem Flurbe-
reinigungsverfahren auf Grund des Einleitungsbeschlusses vom 18.12.2017 sowie der Änderungs-
beschlüsse vom 10.04.2018, 12.06.2019, 20.09.2019, 07.02.2020, 18.11.2021 und 24.01.2023 un-
terliegenden Flurstücke wie folgt festgestellt:

1. Die Ergebnisse der Wertermittlung werden mit Ausnahme der unter Ziffer 2. aufgeführten Fest-
setzungen so festgestellt, wie sie in der Zeit vom 12.06.2023 bis 16.06.2023 und vom 19.06.2023 
bis 23.06.2023 im Marienheim Bödingen, Karl-Müller-Str. 5, 53773 Hennef ausgelegen haben und 
von Bediensteten der Bezirksregierung Köln erläutert worden sind.

2. Für die nachfolgend aufgeführten Flurstücke werden die Wertermittlungsergebnisse nach Ein-
wendungen und von Amts wegen nachträglich geändert und mit folgendem Inhalt festgestellt:

Gemarkung Flur Flurstück Klasse Fläche 
(m²)

Flächensumme 
(m²)

Blankenberg 4 92 SI 3 1.819 1.819
Blankenberg 10 145 G 5

SV1
GW1

5.536
96
18 5.560 

Blankenberg 10 164 G 5
SV1
GW1

16.442
389
79 16.910

Blankenberg 10 175 tlw.
(Anliegereigen-

tum)

G 5 544

Der Wertermittlungsrahmen wird bei der Nutzungsart Siedlung (SI) Sondernutzung 
(Campinganlage), Wertklasse 3, ergänzt um die Beschreibung ‚Freizeit und Erholung‘.

3. Darüber hinaus konnten Einwendungen gegen die Ergebnisse der Wertermittlung nicht 
berücksichtigt werden.

Gründe
Die Feststellung der Ergebnisse der Wertermittlung ist gemäß § 32 FlurbG zulässig und 
gerechtfertigt.

Damit alle Teilnehmer im Flurbereinigungsverfahren Mittlere Sieg II mit Land von gleichem 
Wert abgefunden werden können, ist der Wert der von ihnen in das Verfahren eingebrachten alten 
Grundstücke in der Weise ermittelt worden, dass der Wert der Grundstücke jedes Teilnehmers im 
Verhältnis zum Wert aller Grundstücke des Flurbereinigungsgebietes bestimmt wurde (§ 27 ff. 
FlurbG).

Die grundbuchmäßigen Eigentümer wurden über die vorgenommene Bewertung ihrer Grundstücke 
durch Übersendung des vorläufigen Flurstücksnachweises –Alter Bestand- unterrichtet.
Die Nachweise über die Ergebnisse der Wertermittlung haben zur Einsichtnahme für die Beteiligten 
ausgelegen und wurden von Bediensteten der Bezirksregierung Köln erläutert.

Einwendungen gegen die Bewertung wurden überprüft. Berechtigten Einwendungen wurde 
abgeholfen. 
 
Alle Beteiligten, deren Einlagegrundstücke hinsichtlich der Bewertungsergebnisse eine Änderung 
erfahren haben, haben neue Einlagenachweise erhalten, in denen die Änderungen nachgewiesen 
sind.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach seiner öffentlichen Bekanntmachung 
Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, 50606 Köln

oder zur Niederschrift bei der

Bezirksregierung Köln, Dezernat 33,
Scheidtweilerstr. 4, 50933 Köln

unter Angabe des Aktenzeichens einzulegen. 

Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter 
elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Behörde erhoben werden. Die E-Mail-
Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de.

Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk-nrw.de-
mail.de. 

Falls die Frist durch eine bevollmächtigte Person versäumt werden sollte, würde deren Verschulden 
der vollmachtgebenden Person zugerechnet werden.

   Im Auftrag
    gez. Rosenberg
                    Regierungsvermessungsdirektorin
   
Der Inhalt der o.a. Bekanntmachung wird auch auf der Internet-Seite der Bezirksregierung Köln 
veröffentlicht unter:
https://url.nrw/flurbereinigungsverfahren

Allgemeine Hinweise zum Datenschutz für den Geschäftsbereich der Bezirksregierung Köln sowie 
Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten im Flurbereinigungsverfahren sind zu 
finden unter: https://www.bezreg-koeln.nrw.de/flurbereinigungsverfahren
Auf Wunsch werden diese Informationen gerne auch barrierefrei zur Verfügung gestellt.
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Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg 

gemäß § 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz

Die Kreisstadt Siegburg beabsichtigt, gemäß § 50 Abs. 5 Bundesmeldegesetz (BMG), folgende 
Auskünfte zu erteilen. Die betroffene Person hat das Recht, der Übermittlung ihrer Daten nach den 
Absätzen 1 bis 3, im Bürgerservice, Holzgasse 28-30, 53721 Siegburg oder unter https://eservice.
siegburg.de/uesp zu widersprechen. 

§ 50 Absatz 1 BMG
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den 
sechs der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über 
die in § 44 Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit 
für deren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtig-
ten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, 
darf diese nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens 
einen Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten.

§ 50 Absatz 2 BMG
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde Auskunft erteilen über 

1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 

Altersjubiläen im Sinne des Satzes 1 sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und 
ab dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende 
Ehejubiläum.

§ 50 Absatz 3 BMG
Adressbuchverlagen darf zu allen Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft 
erteilt werden über deren

1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 

Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse 
in Buchform) verwendet werden.

Kreisstadt Siegburg, 08.01.2024 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister
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Amtliche Bekanntmachung der Kreisstadt Siegburg
Bekanntmachung einer Straßenumbenennung

Der Rat der Stadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Rat der Stadt beschließt, die Umbenennung eines Teilbereichs der Cecilienstraße in 
Kaiserstraße.“

Im Zuge der Errichtung des Gebäudes „Kaiser-Carré“ ergab sich bei der Vergabe der Hausnummern 
die Problematik, dass ein und dasselbe Gebäude, nach jetzigem Stand, unter zwei Straßennamen, 
nämlich Kaiserstraße und Cecilienstraße, geführt werden würde.

Da die Benennung einer Straße zusammen mit der Hausnummer die Funktion der Orientierung 
und allgemeinen Verkehrserleichterung insbesondere für Einsatzfahrzeuge der Rettungsdienste 
(Notarzt, Feuerwehr, usw.) hat und diese bei der oben dargestellten Problematik nicht bzw. nur 
bedingt als gegeben erscheint, wird der im Übersichtspan schraffierte Bereich zwischen den 
Gebäuden Kaiser-Carré und Galeria Kaufhof (Teilbereich des Flurstücks 4894) in Kaiserstraße 
umbenannt.
Eine Verhältnismäßigkeits- bzw. Abwägungsprüfung wurde nicht durchgeführt, da es in diesem 
Bereich aktuell keine Meldeadressen bzw. Anwohner gibt.

Übersichtsplan:
 

Die Umbenennung der Straße wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. 
Am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung tritt die Umbenennung der Straße in Kraft.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 
50667 Köln, binnen eines Monats schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten oder der Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle Klage erheben. 
Die Klage muss die Klägerin bzw. den Kläger, den oder die Beklagte und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. 
Im Falle einer elektronischen Klageerhebung muss das elektronische Dokument mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verant-
wortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Auf die 
weiteren technischen Anforderungen bei der elektronischen Klageerhebung sei hingewiesen.

Kreisstadt Siegburg, 27.12.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister
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Öffentliche Bekanntmachung
Hiermit wird die nachfolgende Satzung öffentlich bekanntgegeben.

Satzung über die Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und Fahrradabstellplät-
zen sowie die Erhebung von Ablösebeträgen der Kreisstadt Siegburg – „Stellplatzsatzung“

Vom 12.12.2023

Der Rat der Kreisstadt Siegburg hat in seiner Sitzung am 11.12.2023 auf Grund des § 48 Absatz 
1 in Verbindung mit § 89 Absatz 1 Nummer 4 und § 48 Absatz 3 der Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421) („BauO NRW“) die zuletzt durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1086) geändert worden ist, und des § 
7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. 
NRW. 2016, S. 966), folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Anwendungs-, Geltungsbereich und Zuständigkeit

(1) Diese Satzung regelt die Pflicht, bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von 
Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, notwendige Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder herzustellen. Sie regelt die Herstellung dieser notwendigen Stell-
plätze für Kraftfahrzeuge, einschließlich der Stellplätze für Kraftfahrzeuge von Menschen mit 
Behinderung, und Fahrräder in Bezug auf ihre Zahl, Größe und Beschaffenheit.

(2) Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Siegburg. Regelungen in Bebauungsplänen 
oder sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt.

(3) Die Satzung legt die Höhe für die Stellplatzablöse fest.

§ 2 Herstellungspflicht und Begriffe

(1) Bei der Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen, bei denen ein Zu- 
und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeuge oder Fahrräder zu erwarten ist, müssen Kfz-Stellplät-
ze (notwendige Stellplätze) und Abstellplätze für Fahrräder (notwendige Fahrradabstellplätze) 
hergestellt werden. Ihre Anzahl und Größe richtet sich nach der Art und der Anzahl der vorhande-
nen und der durch die ständige Benutzung und den Besuch der Anlage zu erwartenden Kraftfahr-
zeuge und Fahrräder.

(2) Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen 
Verkehrsflächen dienen. Hierzu zählen auch Garagen und Carports. Garagen sind ganz oder teil-
weise umschlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Fahrradabstellplätze sind Flä-
chen, die dem Abstellen von Fahrrädern außerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche dienen.

(3) Notwendige Stellplätze und Fahrradabstellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nut-
zungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.

(4) Bei Änderungen oder Nutzugsänderungen kann diese Pflicht nach Zustimmung der betroffe-
nen und zuständigen Ämter entfallen, wenn sonst die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum, 
auch unter Berücksichtigung einer Ablöse, erheblich erschwert oder verhindert würde.

(5) Die Herstellungspflicht entfällt bei nachträglichem Ausbau von Dach- und Kellergeschossen 
oder Aufstockung zur Schaffung von Wohnraum, wenn die Gebäude vor Inkrafttreten dieser Sat-
zung rechtmäßig errichtet wurden und erstmalig oder zusätzlich Wohnungen geschaffen werden.

(6) Bei Umnutzung von denkmalgeschützten Bauwerken und Gebäuden von historischer Bedeu-
tung zur sozialen und kulturellen Nutzung kann die Verwaltung die Pflicht zur Stellplatzschaffung 
erlassen, sofern diese die Umsetzung eines solchen Projekts gefährden würde.
 

§ 3 Ermittlung der Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze bemisst sich aus der Anlage 
1 (Richtzahlliste) zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. Diese kann gegebenen-
falls  nach Maßgabe des § 4 verringert werden.

(2) Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 1 (Richtzahlliste) nicht 
aufgeführt  ist, richtet sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach 
dem voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. Dabei sind die in der Anlage 1 für vergleichbare 
Nutzungen festgesetzten Zahlen als Orientierungswerte heranzuziehen.

(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen Stell-
plätze und notwendigen Fahrradabstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die 
wechselseitige Benutzung nachgewiesen ist (Doppelnutzung). Eine solche Doppelnutzung ist bei 
öffentlich-rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendigen Stellplätze 
und der notwendigen Fahrradabstellplätze verschiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung (s. 
§ 5 Abs. 1) zulässig. Die Doppelnutzung kann auf Antrag zugelassen werden. Notwendige Stell-
plätze, die zu Wohnnutzungen gehören, dürfen nicht in eine Doppelnutzung einbezogen werden.

(4) Bei Ein- und Zweifamilienhäusern sowie Wohngebäuden der Gebäudeklasse 1 und 2 nach der 
Anlage 1 (Richtzahlliste) zu dieser Satzung gilt in Gebietszone 1 und 2 eine Garagenzufahrt in 
der Größe eines Stellplatzes als notwendiger  Stellplatz für Kraftfahrzeuge. Gefangene Stellplätze 
für Kraftfahrzeuge können bei Ein- und Zweifamilienhäusern in Gebietszone 1 und 2 zugelassen 
werden.

(5) Ein Mehrangebot an Stellplätzen ist nur bis zu 50 % in Gebietszone II und III zulässig. Das  
Mehrangebot kann durch die Fachdienststelle abgelehnt werden, wenn verkehrsplanerische oder 
städtebauliche Gründe dies erfordern.

(6) Steht die Gesamtanzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradstellplätze nach Anlage 1 
(Richtzahlliste) in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, so kann die 
sich ergebende Anzahl der Stellplätze und   Fahrradabstellplätze entsprechend erhöht oder ermä-
ßigt werden, wenn das offensichtliche Missverhältnis seitens des Antragsstellers bzw. Entwurfs-
verfassers nachvollziehbar dargestellt wird. Dies kann eine begründete, durch einen Fachgutachter 
erstellte, Einzelfallberechnung oder ein Verkehrsgutachten sein. Die begründete Einzelfallberech-
nung ist vom Bauherrn vorzulegen oder kann von der Bauaufsichtsbehörde eingefordert werden. 
Die  Prüfung und Bewertung der Einzelfallberechnung erfolgt durch die zuständigen Fachdienst-
stellen der Kreisstadt Siegburg.

(7) Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der Stellplätze oder der Fahrradabstellplätze Nach-
kommastellen, ist kaufmännisch auf ganze Zahlen ab- oder aufzurunden.

(8) Bei der Ermittlung der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge ist von dem Einstellplatz-
bedarf für zweispurige Personenkraftwagen auszugehen. Einstellplätze für Lastkraftwagen und 
Omnibusse sind bei Anlagen mit einem entsprechenden An- oder Auslieferverkehr oder speziellen 
Besucherverkehr zusätzlich nachzuweisen. Sind Omnibus-Stellplätze nachzuweisen, werden die-
se bis zu einem Drittel des notwendigen Stellplatzbedarfes für Kraftfahrzeuge auf diese Anzahl 
angerechnet. Dabei entspricht ein Omnibus-Stellplatz vier notwendigen Stellplätzen  für Kraft-
fahrzeuge.

§4 Verringerung der Anzahl der notwendigen Stellplätze

(1) Die sich nach §3 Abs. 1 und 2 ergebene Anzahl notwendiger Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
kann für Wohnungen der Gebäudeklasse 3 und höher, für Arbeitsstätten sowie für Versammlungs-
stätten für kulturelle und sportliche Veranstaltungen reduziert werden. Die Möglichkeit einer Re-
duzierung besteht über die besondere Lage nach Anlage 2 sowie über die Umsetzung besonderer 
Maßnahmen nach Anlage 3 dieser Satzung. 

(2) Zur Ermittlung der Verringerung der Anzahl der notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge 
aufgrund der Lage ist Anlage 2 zu dieser Satzung zu verwenden.

- Gebietszone 1: 20% Reduktion
- Gebietszone 2: 10% Reduktion
- Gebietszone 3:  0 % Reduktion

(3) Eine zusätzliche und darüber hinaus gehende Verringerung der  Stellplatzanzahl durch beson-
dere Maßnahmen nach Absatz 1 ist erst ab einer sich nach § 3 Abs.1 und 2 dieser Satzung ergeben-
den Anzahl von mindestens 10 notwendigen Stellplätzen möglich. Die besonderen Maßnahmen 
nach Anlage 3 (Mobilitätsmaßnahmen) sind öffentlich-rechtlich zu sichern. 

(4) Werden Stellplätze und/oder Mobilitätsmaßnahmen auf einem Fremdgrundstück betrieben, 
sind diese durch Eintragung einer Baulast öffentlich-rechtlich zu sichern. 

(5) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge können bei öffentlich geförderten Wohnbauprojek-
ten zusätzlich um bis zu 10% reduziert werden. 

(6) Es kann maximal nur in Höhe von 30% (beziehungsweise 40% bei öffentlich geförderten 
Wohnbauprojekten) der nach §3 herzustellenden Stellplätze reduziert werden. Alle weiteren Stell-
plätze, die nicht hergestellt werden können, sind  in Abstimmung mit den Fachdienststellen nach 
§6 abzulösen. Eine Ablöse kann von zuständigen Fachdienststellen abgelehnt werden, wenn ver-
kehrsplanerische oder städtebauliche Gründe dies erfordern.

(7) Die Reduzierung wird für jede einzelne Maßnahme in Form von Prozentpunkten summiert. 
Der ermittelte finale Reduktionsfaktor wird auf die berechnete Gesamtstellplatzanzahl angewen-
det.

(8) Fahrradabstellplätze können nicht reduziert werden. Fahrradabstellplätze, die nicht hergerich-
tet werden können, sind entweder abzulösen oder in Abstimmung mit dern zuständigen  Fach-
dienststellen an anderer Stelle im Rahmen der Mobilitätsförderung durch den Antragsteller zu 
planen, finanzieren und umzusetzen.

§ 5 Standort, Größe und Beschaffenheit Anforderungen von notwendigen Stellplätzen und 
Fahrradabstellplätzen

(1) Notwendige Stellplätze und Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder auf einem 
Grundstück in zumutbaren Entfernung, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich 
gesichert ist, herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Zumutbar ist eine fußläufige Entfernung 
des Baugrundstücks zu notwendigen Stellplätzen von maximal 300 Metern. Bei Fahrradabstell-
plätzen darf die Entfernung zum Baugrundstück maximal 75 Meter betragen. Wenn Gründe des 
Verkehrs dies erfordern, kann im begründeten Einzelfall bestimmt werden, dass die Stellplätze auf 
dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustellen sind und die Entfernung auf 
500 Metern (kein Wohnungsbau) begründet werden kann.
 
Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge müssen ohne Überquerung anderer Stellplätze unge-
hindert erreichbar sein. Jeder notwendige Stellplatz muss für sich selbst erreichbar sein.

(2) Im Übrigen sind notwendige Stellplätze nach der Verordnung über Bau und Betrieb von Son-
derbauten (Sonderbauverordnung – SBauVO) vom 02.12.2016 in der jeweils gültigen Fassung 
hinsichtlich der Größe der Stellplätze, Ausmaß der Fahrgassen, Zu- und Abfahrten sowie Gestal-
tung der Rampen herzustellen (GV. NRW. 2017 S. 2, ber. S. 120 und 2020 S. 148).

(3) Von den notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge sind notwendige Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge von Menschen mit Behinderungen nach der Anlage zu dieser Satzung, bei Wohnge-
bäuden nach § 49 Abs. 1 der BauO NRW 2018 mindestens ein Stellplatz für Kraftfahrzeuge von 
Menschen mit Behinderungen, auf dem Baugrundstück entsprechend zu kennzeichnen und barri-
erefrei herzustellen. Wird die Anlage erfahrungsgemäß von einer größeren Anzahl von Menschen 
mit Behinderungen besucht, kann die Anzahl dieser Stellplätze unter Berücksichtigung der beson-
deren Art der Anlage erhöht werden. Weitergehende Anforderungen nach § 50 der BauO NRW 
2018 bleiben unberührt.

(4) Die notwendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge dürfen nicht zweckentfremdet benutzt wer-
den. Die Nutzung zum Abstellen von gebrauchsfähigen Fahrrädern gilt nicht als zweckfremde 
Nutzung.

(5) Fahrradabstellplätze müssen
1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen/Aufzüge verkehrssi-
cher und leicht erreichbar sein,

2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen,

3. einzeln leicht zugänglich sein und

4. eine Fläche von mindestens 1,5 m² (z.B. 2,00m x 0,75m) pro Fahrrad zuzüglich der jeweils 
notwendigen Verkehrsfläche haben.

Alternativ kommen geeignete, mindestens gleichwertige Fahrradparksysteme in Betracht, die mit 
den Fachdienststellen der Kreisstadt Siegburg im Einzelfall abzustimmen und zu genehmigen 
sind.

(6) Sofern nach § 3 Absatz 1 und 2 dieser Satzung mehr als zehn Fahrradstellplätze hergestellt 
werden müssen, sind 10 % dieser Fahrradstellplätze für Spezialfahrräder (u.a. Pedelecs, Lasten-
fahrräder (z.B. 2,50m  x 1,25m)/ Kinderfahrräder oder Anhänger usw.) herzustellen.

(7) Bei Neubauten muss ab fünf Wohneinheiten ein notwendiger Stellplatz mit einer Vorbereitung 
der Stromleitung für die Ladung von Elektrofahrzeugen versehen werden. Ab zehn Wohneinhei-
ten ist für mindestens 20 % der notwendigen Stellplätze die Vorbereitung der Stromleitung für die 
Ladung von Elektrofahrzeugen vorzusehen. Bei Nutzungen nach den Absätzen 2 und 4 der Anlage 
1 dieser Satzung zur Stellplatzsatzung ist bei einem Bedarf ab zehn Stellplätzen ein Anteil von 10 
%, mindestens jedoch für einen Stellplatz die Vorbereitung der Stromleitung für die Ladung von 
Kfz-Elektrofahrzeugen vorzusehen. Eine entsprechende Erklärung der Bauverantwortlichkeit ist 
zu Baubeginn vorzulegen.

§ 6 Nachweis durch Zahlung von Ablösungsbeträgen

(1) Sollen notwendige Stellplätze nicht nach § 3 dieser Satzung hergestellt werden, kann die 
Verpflichtung zur Schaffung von notwendigen Stellplätzen vorbehaltlich der verkehrlichen und 
städtebaulichen Zustimmung wahlweise durch die Zahlung eines Ablösungsbetrages erfüllt wer-
den. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach § 8 dieser Satzung. Ist die Herstellung notwendiger 
Stellplätze rechtlich unmöglich, ist kein Ablösungsbetrag zu erheben. Einmal geleistete Ablö-
sungsbeträge aus vorherigen Nutzungen sind dem Grundstück zuzurechnen

(2) Der Ablösungsbetrag richtet sich nach den in Anlage 2 dargestellten Gebietszonen.

(3) Notwendige Stellplätze bei Wohnungsbauvorhaben dürfen nur abgelöst werden, wenn und 
soweit nicht im Einzelfall wegen der Anzahl der notwendigen Stellplätze oder der besonderen 
örtlichen Verhältnisse eine erhebliche Beeinträchtigung des ruhenden oder fließenden Verkehrs 
unter Berücksichtigung auch der Belange des Fußgänger- und Fahrradverkehrs zu erwarten ist.

(4) Notwendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge von Menschen mit Behinderung und notwendige 
Stellplätze für Fahrräder nach § 3 Absatz 1 diese Satzung dürfen nur abgelöst werden, soweit 
diese wegen schwieriger Geländeverhältnisse oder ungünstiger vorhandener Bebauung nur mit 
einem unverhältnismäßigen Mehraufwand hergestellt werden können.

(5) Die Zahlung des Ablösungsbetrages ist Voraussetzung für die Erteilung einer Baugenehmi-
gung.

(6) Bei Vorhaben, die der Genehmigungsfreistellung nach § 63 der BauO NRW 2018 unterliegen, 
ist der Nachweis der Zahlung mit den erforderlichen Unterlagen bei der Stadt Siegburg einzurei-
chen.
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(7) Der Geldbetrag nach Abs. 1 ist insbesondere für

a. Maßnahmen zur Förderung des Umweltverbundes
b. Maßnahmen zur Verbesserung des Fahrradverkehrs
c. Maßnahmen im Rahmen eine Mobilitätskonzeptes/- managements
d. Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs
e. Maßnahmen zur Verbesserung der verkehrlichen Infrastruktur
f. Die Herstellung zusätzlicher oder die Instandhaltung und Instandsetzung oder die Moder-
nisierung bestehender Parkeinrichtungen (z.B. Quartiersgaragen, P+R Parkplätze etc.) ein-
schließlich der Ausstattung mit Elektroladesäulen,
g. Parkleitsysteme

zu verwenden

§ 7 Gebietszonen für die Ablösebeträge von notwendigen Stellplätzen

(1) Das Stadtgebiet der Kreisstadt Siegburg wird gemäß Anlage 2 in drei Gebietszonen unterteilt

Gebietszone I - Innenstadtkern 
Gebietszone II – Äußere Innentstadt 
Gebietszone III – Weiteres Stadtgebiet

§ 8 Ermittlung der Geldbeträge zur Stellplatzablösung

(1) Der Ablösungsbetrag richtet sich nach den in Anlage 2 dargestellten Gebietszonen. 
(2) Unter Zugrundelegung der durchschnittlichen Herstellungskosten einschließlich der durch-
schnittlichen Kosten für den Grunderwerb eines notwendigen Stellplatzes wird der Geldbetrag  
gemäß §48 Absatz 2 der BauO NRW wie folgt festgesetzt:

In der Gebietszone 1 auf      15.000 €, 
in der Gebietszone 2 auf     9.000 €,
in der Gebietszone 3 auf   7.000 €.

(3) Die Ablösebeträge werden alle zwei Jahre entsprechend dem Baukostenindex angepasst.

(4) Für öffentlich geförderten Wohnungsbau wird auf die Zahlung eines Ablösebetrages verzich-
tet. Voraussetzung ist die Erstellung eines Mobilitätskonzeptes und die verbindliche Umsetzung 
der daraus resultierenden Maßnahmen.

(5) Bei Baulückenschluss reduziert sich der festgesetzte Geldbetrag gemäß § 8 Absatz 1 dieser 
Satzung um 50 %.

§ 9 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 22 der BauO NRW handelt, wer ent-
gegen § 2 dieser Satzung, die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung  einer Anlage vor-
nimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Bedarf oder Mehrbedarf an notwendigen Stellplätzen in 
ausreichender Anzahl herstellt, oder
1. diese entgegen § 6 dieser Satzung nicht in ausreichender Anzahl ablöst oder
2. entgegen den Anforderungen in den §§ 3 und 4 dieser Satzung herstellt oder
3. notwendige Stellplätze und/oder Fahrradstellplätze zweckentfremdet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden.

§ 10 Übergangsvorschrift

(1) Für Bauvorhaben, deren Verfahren bereits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung 
eingeleitet sind, sind die Bestimmungen dieser Satzung nur insoweit anzuwenden, als dass sie 
günstigere Regelungen beinhalten. Über die Festlegung der günstigeren Regelung entscheiden 
die zuständigen Fachdienststellen. Ansonste  gilt die Verordnung über notwendige Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder (StellplatzVO NRW) vom 14. März 2022 als Übergangsvorschrift.

(2) Als Ablösesatzung gilt bis zum Inkrafttreten der Satzung die durch die Kreisstadt Siegburg 
verwendete Ablösesatzung vor Inkrafttreten dieser Satzung.
 

§ 11 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Kreisstadt Siegburg in Kraft.

Kreisstadt Siegburg, 12.12.2023 Stefan Rosemann, Der Bürgermeister

Anlagen:

Anlage 1: Richtzahlliste für die Ermittlung notwendiger Stellplätze für Kfz sowie Fahrradabstell-
plätze
Anlage 2: Gebietszonen
Anlage 3: Reduktion aufgrund von besonderen Maßnahmen (im Rahmen eines Mobilitätskon-
zepts)

Anlage 1 - Richtzahlliste für die Ermittlung notwendiger Stellplätze für Kfz sowie Fahr-
radabstellplätze
Nr. Nutzungsart Anzahl der notwendigen Stellplätze Kfz Anzahl der 

Stellplätze für 
Fahrräder

1 Wohngebäude und Wohnheime
1.1 Ein- und Zweifamilien-

häuser, Wohngebäude der 
Gebäudeklasse 1 und 2 mit 
nicht mehr als zwei Woh-
nungen

1 Stellplatz je Wohneinheit kein Nachweis 
erforderlich

1.2 Wohnungen in Gebäuden ab 
der Gebäudeklasse 3

1 Stellplatz je Wohnung
davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz

1,5 Stellplätze 
je Wohnung

1.3 Kinder- und Jugendwohn-
heime

1 Stellplatz je 20 Betten, mindestens 2 
Stellplätze;
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 10 % Besucheranteil

1 Stellplatz je 
2 Betten;
davon 10% 
Besucheranteil

1.4 Studierendenwohnheime 1 Stellplatz je 10  Betten; mindestens 2 
Stellplätze

- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 10 % Besucheranteil

1 Stellplatz
je 2 Betten, 
mindestens 3 
Stellplätze;
davon 10% 
Besucheranteil

Nr. Nutzungsart Anzahl der notwendigen Stellplätze Kfz Anzahl der 
Stellplätze für 
Fahrräder

2 Gebäude mit Büro-, und Verwaltungs- und Praxisräumen
Die Nutzfläche (NF) ist nach DIN 277 – Teil 2 zu ermitteln. Flächen für Sozial- und Sa-
nitärräume, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen, Kantinen, 
Erfrischungsräume, Cafeterien oder Vergleichbares bleiben unberücksichtigt, da diese 
keinen eigenen Stellplatzbedarf erzeugen

2.1 Büro- und Verwaltungsge-
bäude allgemein

1 Stellplatz je 40 m² NF
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 10% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
30m² NF
davon 10% 
Besucheranteil

2.2 Büro- und Verwaltungsräu-
me mit hohen Nutzflächen 
(Bibliotheken, Registratu-
ren, Archive und derglei-
chen)

1 Stellplatz je 80 m² NF oder je drei 
Beschäftigte, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon sind 20 % als Besucherstellplätze 
auszuweisen

1 Stellplatz je 
50 m² NF

davon 10% 
Besucheranteil

2.3 Räume mit erheblichem 
Besucher/innenverkehr 
(Schalter-, Abfertigungs- 
oder Beratungsräume, 
Arztpraxen, o.ä.)

1 Stellplatz je 30 m² NF, jedoch mindes-
tens 3 Stellplätze
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
25 m² NF
davon 75% 
Besucheranteil

3 Verkaufsstätten
Verkaufsstätten > 2 000 m²: 
Für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und Ladenstraßen einschließlich ihrer inneren 
Bauteile eine Fläche von insgesamt mehr als 2 000 m² haben, sind zusätzlich die Vorgaben 
aus der Sonderbauverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten. Diese sehen 
vor, dass mindestens 3 Prozent – für Großhandelsmärkte mindestens 1 Prozent – der not-
wendigen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, jedoch mindestens zwei Stellplätze, barrierefrei 
sein müssen. Auf diese Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.
Verkaufsnutzfläche (VKNF): 
Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden Sozial- und Sanitärräume, Kantinen, Ausstellungs-
flächen, Lagerflächen, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie Verkehrs-
flächen gerechnet.
Für unter 3 aufgelistete Nutzungen, deren Verkaufsräume und Ladenstraßen einschließlich 
ihrer inneren Bauteile eine Fläche von insgesamt mehr als 300 m² unterschreiten und diese 
gleichzeitig in Zone 1 liegen, entfällt die Nachweispflicht für Abstellplätze für Fahrräder.

3.1 Läden 1 Stellplatz je 40 m² VKNF, jedoch min-
destens 2 Stellplätze
- davon 75% Besucheranteil

2 Stellplätze je 
Laden
davon 75% 
Besucheranteil

3.2 Geschäftshäuser mit gerin-
gem Besucher-verkehr (zum 
Beispiel Fachgeschäfte)

1 Stellplatz je 50 m² VKNF
- davon 75% Besucheranteil

2 Stellplätze je 
Laden
davon 75% 
Besucheranteil

3.3 Geschäftshäuser innerhalb 
von Kerngebieten und  
Großflächige Einzelhan-
delsbetriebe außerhalb von 
Kerngebieten

1 Stellplatz je 20 m² VKNF
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3%, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
100 m² VKNF
davon 75% 
Besucheranteil

4 Versammlungsstätten
Für Versammlungsstätten
- mit Versammlungsräumen, die einzeln für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher 
bestimmt sind bzw. für Versammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die 
insgesamt für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind, wenn diese Ver-
sammlungsräume gemeinsame Rettungswege haben und 
- im Freien mit Szeneflächen und Tribünen, die keine fliegenden Bauten sind und insge-
samt für mehr als 1 000 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind, sind zusätzlich die 
Vorgaben aus der Sonderbauverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die barrie-
refreien Stellplätze zu beachten (§ 13 in Verbindung mit § 10 Absatz 7 der Sonderbauver-
ordnung des Landes Nordrhein-Westfalen).

4.1 Versammlungsstätten von 
überörtlicher Bedeutung 
(z.B: Theater, Konzerthäu-
ser, Mehrzweckhallen

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 90% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
30 Sitzplätze

4.2 Sonstige Versammlungsstät-
ten (zum Beispiel Licht-
spieltheater, Discotheken, 
Schulaulen, Vortragssäle) 
nach Anzahl der zulässigen 
Besucher

1 Stellplatz je 10 Besucher
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 90% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
20 Besucher

4.3 Kirchen und andere Räume, 
die der Religionsausübung 
dienen

1 Stellplatz je 30 Plätze
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: 3 %, mindes-
tens jedoch 1 Stellplatz
- davon 90% Besucheranteil

1 Stellplatz je 
30 Plätze
davon 50% 
Besucheranteil
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Nr. Nutzungsart Anzahl der notwendigen Stellplätze 
KfZ

Anzahl der 
Stellplätze für 
Fahrräder

5 Sportstätten
Nicht zur Sportfläche werden gerechnet: Sozial- und Sanitärräume, Umkleideräume, 
Geräteräume, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen

5.1 Sportplätze 1 Stellplatz je 300 m² Sportfläche; 
1 Stellplatz je 20 Besucherplätze
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 
mindestens 2 Stellplätze

1 Stellplatz je 
100 m² Sportflä-
che; 
1 Stellplatz je 10 
Besucherplätze

5.2 Turn- und Sporthallen, 
Sportschulen

1 Stellplatz je 50 m² Sportfläche; 
1 Stellplatz je 20 Besucherplätze 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 
mindestens 2 Stellplätze

1 Stellplatz je 20 
m² Sportfläche; 
1 Stellplatz je 10 
Besucherplätze

5.3 Freibäder und Freiluft-
bäder

1 Stellplatz je 250 m² Grundstücksflä-
che; 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens 2 Stellplätze

1 Stellplatz je 50 
m² Grundstücks-
fläche

5.4 Hallenbäder oder Sauna-
anlagen

1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen; 
1 Stellplatz je 20 Besucherplätze 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung:
mindestens 2 Stellplätze

1 Stellplatz je 
20 Kleider-
ablagen

5.5 Tennisanlagen 2 Stellplätze je Spielfeld; 
zusätzlich 1 St/20 Besucherplätze 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 
mindestens 1 Stellplatz

2 Stellplätze je 
Spielfeld

5.6 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 30 m² Sportfläche; 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung:
mindestens 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 
100 m² Sport-
fläche

5.7 Kegel- und Bowlingbah-
nen

4 Stellplätze je Bahn; 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 
mindestens 1 Stellplatz

4 Stellplätze je 
Bahn

5.8 Bootshäuser und Boots-
liegeplätze

1 Stellplatz je 5 Boote
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung:
mindestens 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 4 
Boote

6 Gaststätten und Beherberungsbetriebe
6.1 Gaststätten von örtlicher 

Bedeutung
1 Stellplatz je 8 Sitzplätze 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: min-
destens 1 Stellplatz
- davon 75 % Besucheranteil

1 Stellplatz je 
4 Sitzplätze

6.2 Gaststätten von überörtli-
cher Bedeutung

1 Stellplatz je 4 Sitzplätze, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75 % Besucheranteil 

1 Stellplatz je 4 
Sitzplätze

6.3 Hotels, Pensionen, 
Kurheime und andere 
Beherbergungsbetriebe

1 Stellplatz je 3 Gastzimmer, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75% Besucheranteil

1 Stellplatz je 20 
Betten

6.4 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 10 Betten, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75 % Besucheranteil

1 Stellplatz je 20 
Betten

7 Krankenanstalten, Pflegeeinrichtungen
7.1 Krankenhäuser von über-

örtlicher Bedeutung (zum 
Beispiel Universitätskli-
nika, Maximalversorger, 
Privatkliniken)

1 Stellplatz je 4 Betten,
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 60% Besucheranteil

1 Stellplatz je 15 
Betten

7.2 Krankenhäuser von örtli-
cher Bedeutung

1 Stellplatz je 6 Betten, davon
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 60% Besucheranteil

1 Stellplatz je 15 
Betten

7.3 Sanatorien, Anlagen für 
langfristig Erkrankte

1 Stellplatz je 4 Betten, 
- davon 25 % Besucheranteil

1 Stellplatz je 15 
Betten

Nr. Nutzungsart Anzahl der notwendigen Stellplätze 
KfZ

Anzahl der 
Stellplätze für 
Fahrräder

7.4 Wohnheime für Men-
schen mit Behinderung, 
Altenwohnheime und 
vergleichbares (jeweils 
im Sinne eines stationären 
Pflegeheimes), Pflegehei-
me, Seniorenwohnheime, 
Wohnheime für Menschen 
mit Behinderungen

1 Stellplatz je 10 Betten, jedoch min-
destens 3 Stellplätze, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz
- davon 75% Besucheranteil

7.5 Gasteinrichtungen sind 
entgeltlich betriebene 
Einrichtungen, die dem 
Zweck dienen, ältere oder 
pflegebedürftige Men-
schen oder Menschen mit 
Behinderungen nur vorü-
bergehend aufzunehmen 
und ihnen Betreuungs-
leistungen anzubieten, 
Hospize, Einrichtungen 
der Tages- und Nachtpfle-
ge sowie Kurzzeitpflege 
(§ 36 WTG NRW)

1 Stellplatz je 10 Betten, jedoch min-
destens 2 Stellplätze, 
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: min-
destens 1 Stellplatz
- Davon 50% Besucheranteil

8 Schulen, Einrichtungen der Jugendförderung, Hochschulen
8.1 Grundschulen 1 Stellplatz je 30 Schüler 1 Stellplatz je 

15 Schüler
8.2 Sonstige allgemeinbilden-

de Schulen
1 Stellplatz je 25 Schüler 1 Stellplatz je 

5 Schüler
8.3 Berufsschulen, Berufs-

fachschulen
1 Stellplatz je 10 Schüler über 18
Jahre;
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: min-
destens 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 
10 Schüler

8.4 Förderschulen für Kinder 
mit Beeinträchtigung

1 Stellplatz je 15 Schüler 1 Stellplatz je
10 Schüler

8.5 Veranstaltungsflächen in 
Schulen (zum Beispiel 
Aula, Mehrzweckhal-
le), die Veranstaltungen 
dienen

1 Stellplatz je 5 Besucher;
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: min-
destens 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 
15 Besucher

8.6 Hochschulen inklusive ihrer Forschungsbereiche
8.6.1 mit Semester-Ticket 1 Stellplatz je 10 Studierende;

- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 
6 Studierende

8.6.2 ohne Semester-Ticket 1 Stellplatz je 5 Studierende;
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz 
von Menschen mit Behinderung: 3 %, 
mindestens jedoch 1 Stellplatz

1 Stellplatz je 
2 Studierende

8.7 Kindertageseinrichtungen 1 Stellplatz je 30 Kinder, jedoch min-
destens 2 Stellplätze

1 Stellplatz je
20 Kinder

9 Gewerbliche Anlagen
Die Nutzfläche ist nach DIN 277 – Teil 2 zu ermitteln. Flächen für Sozial- und Sanitär-
räume, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen, Verkehrsflächen, Kantinen, 
Erfrischungsräume, Cafeterien oder Vergleichbares bleiben unberücksichtigt, da diese 
keinen eigenen Stellplatzbedarf erzeugen.
Verkaufsnutzfläche:
Nicht zur Verkaufsnutzfläche werden Sozial- und Sanitärräume, Kantinen, Ausstel-
lungsflächen, Lagerflächen, Funktionsflächen für betriebstechnische Anlagen sowie 
Verkehrsflächen gerechnet.

9.1 Handwerks- und Indust-
riebetriebe

1 Stellplatz je 70 m² NF oder je drei 
Beschäftigte

1 Stellplatz je 10 
Beschäftigte

9.2 Handwerksbetriebe mit 
eigenem Fuhrpark

1 Stellplatz je Fahrzeug;
davon müssen nicht alle zwingend am 
Objekt sein

1 Stellplatz je 10 
Beschäftigte

9.3 Lagerräume, Lagerplätze, 
Ausstellungs- und Ver-
kaufsplätze

1 Stellplatz je 100 m² NF oder je drei 
Beschäftigte

mindestens 2 
Stellplätze

9.4 Kraftfahrzeugwerkstätten 3 Stellplätze je Wartungsstand,
- davon 90 % Besucheranteil

mindestens 3 
Stellplätze

9.5 Tankstellen mit Pflege-
plätzen

3 Stellplätze je Pflegeplatz, 
- davon 90 % Besucheranteil

1 Stellplatz je 
50 m² VKNF

9.6 Kfz-Waschstraße/
-waschplatz

3 Stellplätze je Waschstraße bzw.
Waschplatz

-
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Nr. Nutzungsart Anzahl der notwendigen Stellplätze 
KfZ

Anzahl der 
Stellplätze 
Fahrräder

10 Verschiedenes
10.1 Kleingartenanlage 1 Stellplatz je 3 Parzellen;

- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: mindestens 1 
Stellplatz

1 Stellplatz 
je 30 Parzel-
len

10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 2 000 m² Grundstücksflä-
che, jedoch mindestens 10 Stellplätze;
- davon Anteil an Stellplätzen für Kfz von 
Menschen mit Behinderung: mindestens 1 
Stellplatz

mindestens 5 
Stellplätze

10.3 Spiel- und Automaten-
hallen

1 Stellplatz je 20 m² Spielhallenfläche, 
mindestens jedoch 3 Stellplätze, 
- davon 90 % Besucheranteil

1 Stellplatz 
je 10 m² 
Spielhal-
lenfläche,  
jedoch 
mindestens 5 
Stellplätze

10.4 Wettbüros und als ver-
gleichbar zu qualifizieren-
de Stätten, Shisha-Bars

1 Stellplatz je 10 m² NF, mindestens 
jedoch 3 Stellplätze, 
- davon 90 % Besucheranteil

1 Stellplatz 
je 10 m² 
NF, jedoch 
mindestens 
5 Stellplätze

10.5 Fahrschule und Taxibe-
triebe

1 Stellplatz je Fahrzeug;
davon müssen nicht alle am Objekt sein.

1 Stellplatz 
je 5 Fahr-
zeuge

Anlage 2

Anlage 3 - Reduktion aufgrund von besonderen Maßnahmen (im Rahmen eines Mobilitäts-
konzeptes)
Wenn die Bauherrschaft besondere Maßnahmen zur Reduzierung des Kfz-Verkehrsaufkommens 
i.S. des § 4 Absatz 1 dieser Satzung ergreift, richtet sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze 
nach einem von der Bauherrschaft vorzulegenden und von der zuständigen Fachdienststelle anzu-
erkennenden Mobilitätskonzept, das folgenden Anforderungen genügen muss:

- Erstellung durch ein unabhängiges und qualifiziertes Ingenieurbüro. 
Die Qualifikation ist erforderlichenfalls anhand der Berufsqualifikation der Bearbeiterinnen und 
Bearbeiter (Diplom-, Master- oder Bachelor-Abschluss in einem einschlägigen Studiengang mit 
verkehrsplanerischem Schwerpunkt) und anhand von Referenzprojekten zur Ermittlung der Ver-
kehrserzeugung nachzuweisen.

• In begründeten Fällen kann unter Zustimmung der zuständigen Fachdienststellen die Erar-
beitung des Konzeptes auch durch die Bauherrschaft bzw. der beauftragen Architekten erfol-
gen, wenn beispielsweise der Aufwand für die Erarbeitung eines entsprechendes Konzeptes in 
Verhältnis zur Ausbaudimension unverhältnismäßig hoch ist.

- Anwendung eines etablierten Verfahrens zur Ermittlung des Verkehrsaufkommens1 einschließ-
lich Berücksichtigung des bereits bestehenden Mobilitätsangebots vor Ort (Anbindung im Kfz-
, Fahrrad- und öffentlichen Verkehr) sowie Differenzierung nach Nutzergruppen der baulichen 
Anlage, die sich hinsichtlich ihres Verkehrsverhaltens unterscheiden (z.B. für Gewerbebauten: 
Beschäftigte, Besucher*innen, Kund*innen, Lieferant*innen).
- Verwendung der aktuellsten verfügbaren empirischen Kenngrößen des Mobilitätsverhaltens, 
die zur konkreten baulichen Anlage bzw. zu den konkreten Nutzergruppen passen (z.B. Verwen-
dung der Ergebnisse der Untersuchung‚ Mobilitätserhebung in Siegburg, Einzugsbereich von 
Besucher*innen der Anlage).
- Differenzierte Beschreibung der zu ergreifenden besonderen Maßnahmen. 
Aus der Beschreibung muss konkret hervorgehen, welchen Nutzergruppen welche Angebote zu 
welchen Konditionen zur Verfügung stehen und welcher Wirkungsmechanismus auf die Stell-
platznachfrage qualitativ und quantitativ angenommen wird.
- Nachvollziehbare Herleitung des verringerten Kfz-Stellplatzbedarfs unter Angabe und Begrün-
dung aller getroffenen Annahmen.
- Vorlage eines Evaluierungskonzepts, mit dem die Bauherrschaft – beispielsweise in Form von 
Verkehrserhebungen und -befragungen sowie Auswertung automatisiert erhobener Daten – die 
Wirksamkeit des Mobilitätskonzepten monitoren und die Maßnahmen ggf. anpassen können.
 
Das Gutachten/Konzept kann sich unter anderem an folgenden Maßnahmen mit entsprechenden 
Wirkungsabschätzungen orientieren:

Beschreibung der Maßnahme Reduktionsfaktor
Öffentlich zugänglicher und nutzbarer Carsha-
ring-Stellplatz auf dem Baugrundstück

Je Carsharing-Stellplatz 5% Reduktionsfaktor. 
Maximal 10% Reduktionsmöglichkeit

Radverkehrsförderung durch ein Über- bzw. 
Mehrangebot an Stellplätzen für Fahrräder

Bei einem Mehrangebot von min. 50%:
5% Reduktionsfaktor

Radverkehrsförderung wie Bereitstellung von 
Duschen und Umkleiden für Beschäftigte, 
Verleih und/oder hochwertige Abstellmöglich-
keit für/von Spezialrädern/-anhängern, Repa-
raturangebote, Fahrradaufzüge zu Tiefgaragen 
etc.

5% Reduktionsfaktor

Bereitstellung von Jobtickets, Semesterti-
ckets oder ähnlichem für die Nutzenden und 
Bewohnenden entsprechend den aktuellen 
Tarifbestimmungen des [örtlichen Verkehrs-
verbundes]

Bis zu 10% der notwenigen Stellplätze

Weitere darüberhinaus angebotene und be-
gründete Maßnahmen

5% in Abhängigkeit der Zustimmung der 
Fachdienststelle

Der Reduktionsfaktor darf in Summe aller Maßnahmen nach § 4 Absatz 6 dieser Satzung 30% 
nicht übersteigen. Die Reduktion aufgrund der Zonen ist dabei inbegriffen.
Die Maßnahmen sind gemäß §4 Abs. 3 und 4 dieser Satzung öffentlich-rechtlich zu sichern.

1 Referenz ist die Verfahrenslogik von: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
[Hg.]: Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen. Köln 2006 
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